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Einleitung

Die verschiedenen Formen des Unterrichts im Religiösen oder der weltanschaulichen Hinweise innerhalb der verpflichtenden Schullaufbahn werden heute in ihrer Fähigkeit hinterfragt, eine Relevanz für das Bürgersein (citoyenneté) zu integrieren. Es ist offensichtlich, dass die Integration dieser staatsbürgerlichen Orientierung unterschiedliche Probleme hervorruft, je nach der Form des angestrebten Unterrichts, der gemäß den europäischen Ländern von einem konfessionellen Zugang bis zu einem rein äußerlichen geschichtlichen oder kulturellen Zugang reicht. Die internationalen Garantien der Autonomie der Religionen und der weltanschaulichen Hinweise
 begrenzen die Möglichkeit der Staaten, in einer zu eindringlichen Art und Weise Aufgabenverzeichnisse zum Thema „Bürgersein“ vorzuschreiben. Im Gegenzug kann vielleicht der öffentliche Unterricht über religiöse Kultur oder Geschichte stärker auf verpflichtende Zugänge zum Bürgersein ausgerichtet werden.
 Rein als Hypothese werden diese Unterscheidungen abhängig von eventuellen gemeinsamen Perspektiven verblassen, die zwischen den öffentlichen Machthabern und den amtierenden weltanschaulichen Gemeinschaften, je nach den Ländern, über besonderen Untericht im Herzen der Schullaufbahn ausverhandelt werden.  

Unter den verschiedenen Arten der Orientierung zum Bürgersein nimmt die Pluralisierung des pädagogischen Zugangs einen wichtigen Platz ein: Das Interreligiöse, das Überkonfessionelle, der Dialog, der Vergleich, die positive Interaktion, der Zugang durch Überwindung von Konflikten
 werden genauso als Formen des Lernens der Verschiedenheit vorgeschlagen, welche die zeitgenössischen Demokratien kennzeichnen
. Diese verschiedenen Aspekte, verbunden mit der Neuheit dieser Lehrgänge in ihrer oft noch experimentellen Form, führen jedenfalls ihrerseits zu komplexen Problemen juridischer Regelung. Tatsächlich betreffen diese neuen Lehrgänge, seien sie öffentlich oder privat, die Rechte der Student/inn/en wie der Schüler/innen und ihrer Eltern und in einem weiteren Sinn die Verantwortung der Staaten selbst gegenüber der Freiheit der Religion und der Weltanschauung und dem Kampf gegen Diskriminierung. Jenseits der Großzügigkeit und der Begeisterung verschiedener internationaler Resolutionen
 und zahlreicher nationaler Lehrplanreformen mündet die Umsetzung von experimentellen Prozessen oft in Schwierigkeiten, und nicht selten folgt daraus ein Eingreifen nationaler Gerichtshöfe oder auch internationaler Rechtssprechung. 

Eine gemeinsame Frage könnte folgende sein: wie weit und wie können die öffentlichen Machthaber auf eine Politik des Bürgerseins verschiedene neue Formen der Interaktionspädagogoik gründen, die weltanschauliche Dimensionen einbeziehen. Nachdem ich drei Hauptaspekte davon unterstrichen habe (1), werde ich kurz die Antworten und Leitmarkierungen überprüfen, die durch die Rechtssetzung des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs in letzter Zeit beigebracht worden sind (2). 

1. Neue Formen der Pädagogik der Unterschiedlichkeit angesichts der Neutralität und Unparteilichkeit des Staates

Ich nehme mir vor, kurz zwei Arten und Weisen zu diskutieren, durch welche die Pädagogiken der Unterschiedlichkeit und der Interaktion aufgrund der Verpflichtungen des Staates zur Neutralität und zur Unparteilichkeit überprüft werden können: (a) Objektivierung durch die Unterschiedlichkeit des Wissens: wie kann man interreligiösen Dialog und fächerübergreifenden Zugang verbinden; (b) Objektivierung durch die Unterschiedlichkeit der Erfahrungen: wie kann man diesen zweifachen intellektuellen Zugang mit jeweils besonderen Formen der Erfahrung oder des Experimentierens verbinden.

(a) Objektivierung des Bezugs zum Religiösen/Weltanschaulichen durch die Unterschiedlichkeit des Wissens  

Die wissenschaftliche und in diesem Sinn objektivierende  Dimension eines zeitgemäßen Zugangs der Religionswissenschaften oder des Studiums der „religiösen Tatsachen“ ist dadurch gekennzeichnet, dass die eigentümlichen Ressourcen jedes weltanschaulichen Bezugspunkts aus dem Mittelpunkt gerückt werden, ohne sie indessen in irgendeiner Weise vernachlässigen zu können. Ein breiter fächerübergreifender Zugang garantiert, dass das, was man „die religiöse Tatsache“ nennen wird, nicht in einem einzigen Zugang eingefriedet wird,  der sie in den säkularisierten Gesellschaften z.B. in einer histioriserenden oder folkloristischen Lektüre einschließen würde, oder sie in den kofessionellen Gesellschaften auf einen theologischen Zugang reduzieren würde. Um dieses Ziel zu erreichen, muss man jedoch noch sicherstellen, dass die jeder weltanschaulichen Tradition eigenen kritischen Deutungsformen nicht vom fächerübergreifenden Zugang ausgeschlossen werden.

Die Unterschiedlichkeit der Fächer im Zugang zum Religiösen setzt voraus, dass dieser nicht das religiöse Wissen im eigentlichen Sinn ausschließt und im Gegenteil es in offener Art und Weise zum Interagieren bringt.

Die Probleme und Schwierigkeiten eines solchen Zugangs „in vielen Fächern“ sind also umso frappierender, da sie in gewisser Hinsicht den Problemen und Schwierigkeiten eines „interreligiösen“ Dialogs gleichen. So wird es einander überkreuzende Zugänge zwischen Soziologie und Psychologie, Theologie und Philosophie, Recht und Politologie, Kunst und Geschichte geben. Ein Hinweis auf die Probleme dieses Überkreuzens von Fächern und Religionen kann leicht überprüft werden: ebenso wie manche gerne die Religionssoziologie oder die Religionspsychologie in den Singular setzen werden, genauso werden sie heute zögern, den Begriff der „Theologie“ im Singular zu gebrauchen, um einen innerdisziplinären  Zugang zu den religiösen Traditionen anzustreben. Der beim Wort „Theologien“ gesetzte Plural wird oft als Beweis einer Öffnung zum Dialog gerechtfertigt. Daher wird dieser den „Theologien“ auferlegte Plural oft nur auf schweigende Ablehnung treffen, „die Soziologien“ oder „die Psychologien“ so zu bezeichnen. Könnte es sein, dass der Plural die wissenschaftliche Qualifikation dieser Fächer besudeln würde? Diese Frage werde ich offen lassen.

(b) Objektivierung durch Verschiedenheit der Erfahrungen 

Die interdisziplinäre Anwendung interreligiöser Zugänge kann mit Bezug auf ihre Fähigkeit evaluiert werden, religiöse Tatsachen als lebendige Wirklichkeiten zu behandeln, die über ihre eigenen Ressourcen verfügen (textliche, hermeneutische, rituelle, usw.). Das lehnt keine Zuständigkeit eines historischen bzw. archäologischen Zugangs ab, aber es begrenzt seine Methodologie in einer besonderen Weise. Die gesellschaftliche Verantwortung des Historikers, wie die seiner Kolleg/inn/en anderer Fächer, ist dabei umso mehr mit eingeschlossen, als es das in fine angestrebte Ziel sein wird, eine Politik des Bürgerseins zu verstärken. 

Im Zentrum dieses dynamischen Zugangs werden in der Pädagogik verschiedene Formen experimenteller Methoden angestrebt, wie übrigens in der Praxis auch von neuen gesellschaftlichen Einrichtungen. Dabei nehmen die Praktiken des interreligiösen Dialogs heute einen immer deutlicheren Platz ein. Nicht als theologischer Ort, sondern auch als Ort gemeinsamer Verantwortung. Die von Staaten den verschiedenen multikonfessionellen bzw. multiweltanschaulichen Initiativen geschenkte Aufmerksamkeit ist daher eine neue Herausforderung, die ihrerseits verschiedene öffentliche Akteure und Institutionen als lebendige Wirklichkeiten zusammenruft und das Interesse des Rechts, der Soziologie, der Psychologie, der Politologie, neben „den Theologien“ mobilisiert.
 Selbst der Ort des interreligiösen Dialogs bekommt eine besondere Bedeutung sowohl für eine Sozialpolitik als auch im Inhalt des Unterrichts. 

In religiösen Themen einen experimentellen Zugang umzusetzen, ist besonders delikat, nicht nur im Blick auf Verpflichtungen der öffentlichen Machthaber zur Neutralität, sondern auch auf die individuellen Grundrechte der Schüler/innen. Wird da jedes Hindernis durch die einfache Tatsache entfernt, dass man diesen experimentellen Zugang multilateral macht, dass man ihn zu einem nicht nur interreligiösen, sondern interweltanschaulichem Dialog öffnet, oder schließlich ihn in eine Perspektive verantwortlichen Bürgerseins rückt?

Bevor man diese Fragen im Rahmen des Unterrichts aufwirft, wird man sich fragen, wie die in anderen gesellschaftlichen Einrichtungen erworbenen Erfahrungen mutatis mutandis zu dieser Überlegung selbst beitragen können. 

Viele Staaten und internationale Organisationen betrachten in einer nach dem September 2001 in Gang gebrachten fortschreitenden Bewegung den interreligiösen Dialog nicht mehr — zumindest nicht so mechanisch wie vorher — als bloße interne Kompetenz der Religionen und Glaubensgemeinschaften. Der Prozess des Bündnisses der Zivilisationen in den Vereinten Nationen, die religiösen Dimensionen des Weißbuchs des Europarats über den interkulturellen Dialog, die Diskussionen der Europäischen Union über das Projekt eines offenen transparenten und regelmäßigen Dialogs mit den Kirchen und Weltanschauungen, aber auch die internationale Auswirkung der von Papst Johannes Paul II. begonnenen Treffen von Assisi oder der Prozess von Madrid zeigen heute, dass man die Beziehungen zwischen den öffentlichen Machthabern und den Religionen nicht begreifen kann, ohne einen Dialog zwischen den Religionen selbst einzubeziehen. Verschiedene Arten von aktiven Interaktionen zwischen diesen beiden Formen von „Dialogen“ werden angewendet, abhängig von unterschiedlichen Erfahrungen und neuen Einrichtungen, die ebenso viele konkrete Erprobungen und Vorläufer darstellen.

Die Aufmerksamkeit, welche die Staaten und internationalen Organisationen zunehmend diesen neuen interweltanschaulichen Plattformen schenken, wird jedoch konterkariert durch eine gewisse Zweideutigkeit, die im Inneren der neuen Möglichkeiten dieser Mechanismen für die öffentliche Regelung herrscht. 

Zweideutigkeit wegen der unsicheren Grenze zwischen den eigentlichen religiösen Problemen dieser Plattformen und ihren Problemen für die öffentliche Diskussion bzw. die staatliche Führung. 

Neue Möglichkeiten, weil gewisse öffentliche Anwendungen multilateraler Strukturen als eine Antwort auf neue Imperative für die sogenannten partizipativen Demokratien interpretiert werden könnten, während der Großteil der nationalen Politiken historisch nach Modalitäten der reinen Souveränität aufgebaut worden war, oft durch bilaterale Verhandlungen zwischen Machthabern. 

Wenn die Zweideutigkeit nicht behoben wird, sind verfassungsmäßige Schwierigkeiten zu befürchten, die zu einer Instrumentalisierung der interreligiösen oder interweltanschaulichen Interaktionen führen. Wenn andererseits die Probleme richtig eingeschätzt werden, können vielleicht öffentliche Anreize und transparente Strukturen vernünftig auf die neuen Formen des öffentlichen Regierens antworten, die in anderen Sektoren der Gesellschaft angedacht werden.

Diese Zweideutigkeit erhält ein besonderes Profil, wenn man sie in gleicher Weise  durch das Schema der Analysen von Jürgen Habermas angeprangert sieht, in den Spannungen, die er zwischen der universalisierenden Rolle des Mitteilungshandelns innerhalb der Zivilgesellschaft und den mit der Kolonisierung der Welt verbundenen Interessenskonflikten aufzeigt, die von den Mächten der Wirtschaft und der Bürokratie gelebt wird. Mehr noch, der Dialog von Habermas mit den Theologen und die Entwicklung seiner Arbeiten zwischen 1993 und 2005 unterstützen, dass die Verwendung religiöser Worte, fern aller Gewalt, wieder einen legitimen Platz im gemeinsamen Raum der öffentlichen Partizipation finden muss.
 Aber das ist vielleicht die grundsätzliche Ortsänderung, die durch den Nachfolger von Habermas, Axel Honneth, bewirkt wird, die hier im Spiel ist: mehr noch als eine theoretische Kommunikation von Dialogen zwischen ihnen, quer durch die Unterschiedlichkeit ihrer Vernünftigkeit, ist das vor allem ein Moment und eine konkrete Erfahrung der Anerkennung, die zwischen Personen erfolgt, die für die Gleichheit in Würde, Achtung und Wertschätzung kämpfen. Im Näherkommen der Körper, in einer herzlichen und achtungsvollen Nähe spielt sich ein Lernen, ein gegenseitiges Zähmen ab, ohne das sich der formelle Austausch von Ideen und die Konstruktion von Vernünftigkeiten auf zu wenig reduzieren würde.
 Diese Feststellung ist besonders heikel mit Blick auf die semantischen Grenzen, die jedem interreligiösen Dialog innewohnen. Für manche eröffnet Beten oder Meditieren Seite an Seite eine unerhörte Erfahrung, im Grunde viel machtvoller für das Lernen des Bürgerseins als der Austausch von emotional aseptischen Gesprächen. 

Die öffentliche Praxis von multireligösen oder multiweltanschaulichen Interaktionen hat bis jetzt drei Stadien durchlaufen: ein im eigentlichen Sinn religiöses und auf die Lehre bezogenes, ein vielleicht unüberwindliches theologisches Wagnis, dann ein Stadium öffentlicher Interaktion, das sich selbst auf zwei Ebenen abspielt: der Ebene einer sozialen Verantwortung hinsichtlich von Gesellschaftsproblemen (wie kann eine interreligiöse Interaktion in Gesprächsform zum Schutz der Umwelt beitragen, oder zur Ausbreitung des Friedens usw.?); schließlich ein Stadium der Erfahrung der eigenen Einstellung in Form persönlicher Erkundung. 

Können diese Probleme und pragmatischen Beiträge übertragen werden, um die juristischen Markierungen der neuen interaktiven und pluralistischen Formen der Pädagogik im Unterrichten zu erkennen?

Es ist hier nicht unsere Aufgabe, zuerst die Vielfalt der Arten neuer pädagogischer Experimente zu beschreiben. Es genügt, daran zu erinnern, dass sie vom Gedankenaustausch oder der Konfrontation von Professoren und von der Einladung von Zeugen zu zeitweisen Vermischungen von Klassen in „Kursen verschiedener Religionen“ (in den Staaten, die wie Belgien die Wahl zwischen verschiedenen Kursen anerkannter Religionen in öffentlichen Schulen vorsehen) reichen, wobei man durch verschiedene übergreifende Formen durchgeht, die z.B. mit der Inszenierung oder gemeinsamen Lektüre von ebenso eindrucksvollen wie unterschiedlichen Biographien von religiösen Menschen oder Humanisten verbunden sind, oder wiederum der Besuch von Kultstätten in „teilnehmender Beobachtung“, oder auch die schon erwähnte Pädagogik des Überwindens von Konflikten usw.. Man wird auch freiwillige Programme außerhalb des eigentlichen Lehrplans und an vermischte kulturelle, sportliche, ja sogar spirituelle Aktivitäten gebundene erwähnen.

Was für die juristische Analyse wichtig ist, ist vor allem zu beobachten, wie sich zwei spezielle Merkmale dieser neuen pädagogischen Prozesse gestalten: das erste Merkmal hielt in klassischer Form am Ausmaß der Neutralität oder der Konfessionnalität
 der neuen Formen der den Interaktionen von weltanschaulichen Bezügen gewidmeten Pädagogik fest; das zweite hält sich an den Übergang von einem formellen und gelehrten Zugang zu einer Pädagogik der Erfahrung und schließt diesmal die Individualrechte der Schüler/innen ein.
 

Hinsichtlich des ersten Merkmals scheint eine Antwort relativ einfach mit Bezug auf die Standards des europäischen Rechts. Verschiedene Argumente wären imstande, sich in die bestehenden Gesetzgebungen zu integrieren, wenn sie darauf verweisen, wie man betont hat, dass ein interreligiöser Zugang als neutral betrachtet werden könnte, weil er den verschiedenen betroffenen Traditionen der Reihe nach ein gemeinsames Aus-dem-Zentrum- Rücken auferlegen würde, oder wenn sie darauf verweisen, dass es sich um Unterrichten von außen handelt, das den interreligiösen Dialog als eine kulturelle Äußerung unter anderen behandelt.

Im Gegensatz dazu ist das zweite, im eigentlichen Sinn experimentelle Merkmal juristisch viel schwieriger zu behandeln. Da gibt es tatsächlich ein Dilemma zwischen der psychologischen Wirksamkeit, die der Pädagogik der Erfahrungen zugeschrieben wird, und der Vereinbarkeit dieser psychologischen Wirkung mit den internationalen Garantien der Religions- und Gewissensfreiheit. 

Dieses normative Problem ist der Gegenstand des zweiten Teils dieser kurzen Abhandlung.

2. Zu juristischen Markierungen einer Pädagogik (des Bürgerseins) durch Interaktion

Die alte Wissensfrage, ob eine gläubige Zugehörigkeit notwendig ist, um eine Religion zu studieren und zu verstehen, wird bei den Erziehungstechniken wieder aktuell, die mit dem Lernen der Unterschiedlichkeit und dem Vorkommen des interreligiösen Dialogs verbunden sind: Führen die pädagogischen Techniken der Erfahrung nicht die Schüler/innen und die Student/inn/en zu weit; setzen ihre Praktiken, damit sie wirksam sind, nicht ein schwer beherrschbares Eindringen voraus? Und ebenso wenn der „Schock“ der Kulturen und die Intoleranz, die er mit sich bringt, vielleicht nur wirksam überwunden werden können,  wenn man „sich an den Platz des anderen stellt“, „durch seine Augen sieht“, d.h. durch eine Erfahrung des Eintauchens in den Geist und das Leben einer Person einer anderen Religion oder Kultur, und sei es in begrenzter Form während einer Unterrichtsstunde, ist man da sicher, dass eine solche Erfahrung im Namen eines Erziehungsprogramms auferlegt werden darf? Es gibt heute einen fortschreitenden Konsens in Religionswissenschaften, den Streit der Reduktionisten und der Nicht-Reduktionisten als überholt einzuschätzen und zu bekräftigen, woran ich schon erinnert habe, dass ein umfassender Zugang zum Religösen einen „dritten Weg“ der Reflexion voraussetzt.
 Aber sogar vorausgesetzt, dass diese Entwicklung in Religionswissenschaften für endgültig erworben gehalten wird, würde das einen pragmatischen und nicht mehr kognitiven Zugang deswegen nicht gegen jedes Risiko immun machen: den des pädagogischen interweltanschaulichen Experimentierens.

(a) Die emotionale Stabilität des/r Schülers/in

Um diese Art von Frage juristisch zu bewerten, ist es nützlich, das Feld der Analyse nicht nur auf religiöse oder weltanschauliche Fragen im engeren Sinn zu begrenzen, sondern sie auf die Wahl von grundlegenden ethischen Optionen ebenso wie Lebensstilen auszuweiten, sei das in Sachen Bürgersein oder z.B. sexueller Orientierung. Man weiß, dass Europa seit langem Auseinandersetzungen über Kurse der Sexualerziehung kennt, die von manchen als zu weit getrieben oder zu stark orientiert beurteilt werden. Diese Diskussionen sind kürzlich anlässlich von nationalen oder europäischen Informationsprogrammen über die Homosexualität erneuert worden. Sogar im Namen der Toleranz und der Nichtdiskriminierung sind diese Programme von manchen mehr als Momente der „Förderung“ als der „Information“ empfunden worden. Für diese haben dies Informationsprogramme über die Unterschiedlichekit der sexuellen Orientierung nicht beherrschbare Auswirkungen auf die emotionale Stabilität der Schüler/innen und Student/inn/en.
 Sie würden „nicht neutrale“ psychologische Auswirkungen erzeugen. Ein anderes Beispiel dieser Art von Argumentation könnte man in den europäischen Auseinandersetzungen finden, die mit Bezug auf das Vorhandensein von Kreuzen an den Wänden öffentlicher Schulen in Italien im Gange sind. Der Europäische Menschenrechtsgerichtshof hat sich in einem Urteil
, das gerade in der Berufung ist, nicht darauf beschränkt, die mit der Unparteilichkeit oder der Neutralität verbundenen Erfordernisse zu diskutieren. Er hat auch subjektive und individuelle Gegebenheiten aufgegriffen, wie „die Auswirkung auf Schüler/innen jungen Alters“. Er hält ebenso fest, dass „das, was für gewisse religiöse Schüler/innen ermunternd sein kann, für Schüler/innen anderer Religionen oder diejenigen, die sich zu keiner Religion bekennen, emotional  verwirrend sein kann“ (unsere Hervorhebung). Es handelt sich nicht einfach um einern Übergang von einem Konzept der Neutralität der Intention zu einer Neutralität der Auswirkungen, sondern auch um einen Übergang von einer die öffentlichen Institutionen betreffenden Verpflichtung zu einem die Gesamtheit der Schüler/innen betreffenden Freiheitsrecht.  

Diese Erwähnung einer emotional negativen Auswirkung begrenzt nicht die Beweisführung des europäischen Richters. Letzterer zeigt, dass diese psychologischen Auswirkungen nicht nur an ausdrückliche Handlungen, sondern auch an abstraktere Einflüsse gebunden sind: „Die negative Freiheit ist nicht auf die Abwesenheit von religiösen Gottesdiensten oder Religionsunterricht begrenzt. Sie erstreckt sich auf Praktiken und Symbole, die im Besonderen oder im Allgemeinen einen Glauben, eine Religion oder den Atheismus ausdrücken.“ 

Bevor man überprüft, wie diese Aussage eine Ausweitung des Begriffs der negativen Freiheit anzeigen könnte, wobei sie gewisse experimentelle pädagogische Innovationen in Frage stellt, muss man noch eine doppelte Präzisierung des Europäischen Gerichtshofs aufgreifen: zu wissen, dass dieses negative Recht einen besonderen Schutz verdient, „wenn es der Staat ist, der einen Glauben ausdrückt, und wenn die Person in eine Situation gestellt ist, der sie sich nicht entziehen kann oder nur unter Zustimmung zu unverhältnismäßigen Anstrengungen und einem solchen Opfer“
. Dieser letzte Vorbehalt ist grundlegend und außerdem klassisch in der Rechtswissenschaft. Es handelt sich darum, eine Abwägung zwischen dem Grad emotionaler Beeinträchtigung innerhalb einer öffentlichen Schule einerseits und der Existenz und Zugangsmöglichkeit zu alternativen schulischen Systemen andererseits durchzuführen. Je leichter der Ausweg ist, umso annehmbarer sind trotzdem gewisse destabilisierende staatliche Positionen. Es ist also in irgendeiner Form die Unterschiedlichkeit der Politiken der Unterschiedlichkeit selbst, die ihre gleichzeitige Legitimität aufrecht hält.

Es gibt jedoch absolute Grenzen, die nicht durch eine Möglickeit des Auswegs kompensiert werden können: daher das Verbot jeder Technik der „Indoktrinierung“ oder jeder frontalen Beeinträchtigung der religiösen Neutralität des Staates „im Rahmen der verpflichtenden  öffentlichen Erziehung, bei der die Anwesenheit beim Unterricht ohne Beachtung der Religionen verlangt wird und die den Schüler/inne/n kritisches Denken beizubringen sucht“
.

Die Rechssprechung bezüglich der Kurse der sexuellen Erziehung hat auf die Existenz von Netzwerken subventionierten privaten Unterrichts geachtet, die es Schüler/inne/n und Student/inn/en erlauben würden, Alternativen zu den öffentlichen Lehrplänen zu wählen, solange letztere aufrecht erhalten werden können. Im Gegensatz dazu meint der Gerichtshof, auch wenn „das Symbol des Kreuzes eine Vielzahl von Bedeutungen hat (…), ist die religiöse Bedeutung vorherrschend“. Da dieses Symbol „leicht durch Schüler/innen jedes Alters als ein religiöses Zeichen interpretiert werden“ kann, könnte die Möglichkeit eines Auswegs, vorausgesetzt sie bestünde einen verstärkten Test der Effektivität, nicht genügen, um diesen Gebrauch zu legitimieren.
 
(b) Die Formen der Pädagogik der Interaktion angesichts zu viel oder zu wenig bereitgestellter Alternativen
Könnte man angesichts dieses Kriteriums eines Auswegs, der in einem gewissen Maß eine „äußere“ Unterschiedlichkeit von alternativen pädagogischen Politiken der Unterschiedlichkeit erlaubt,  nicht trotz allem vertreten, dass es möglich wäre, eine „innere“ Integration dieser Unterschiedlichkeit sicher zu stellen, innerhalb desselben Erziehungsprogramms, das spezifisch diesem Zugang gewidmet ist?

Das ist es, was der Europäische Gerichtshof selbst zu fordern scheinen könnte, wenn er in seinem Urteil bzüglich des Kreuzes andeutet: „Die Achtung der Weltanschauungen der Eltern muss im Rahmen einer Erziehung möglich sein, die eine offene und Inklusion eher als Exklusion begünstigende schulische Umgebung sicher stellen kann, unabhängig von der gesellschaftlichen Herkunft der Schüler/innen, vom religiösen Glauben oder der ethnischen Herkunft. Die Schule dürfte nicht der Raum für missionarische Tätigkeiten oder Sonntagspredigt sein; sie müsste ein Ort der Begegnung von unterschiedlichen Religionen und philosophischen Weltanschauungen sein, wo die Schüler/innen Kenntnisse über ihre jeweiligen Gedanken und Traditionen erwerben können.“
 (unsere Hervorhebung)

In dieser neuen europäischen juristischen Zielrichtung kann „Einen-Ort-der-Begegnung- Konstruieren“ nicht durch einen einfachen schweigenden Rückzug verwirklicht werden, den das Recht der vollständigen, bloßen und einfachen Herausnahme eines/r Schülers/in garantieren würde. Man könnte von neuem von einer Beeinträchtigung der emotionalen Stabilität des/r Schülers/in aus herangehen. Das hat der Europäische Gerichtshof in einem Urteil vom 15. Juni 20120 gezeigt.
 Es handelte sich darum, die Optionsmöglichkeit eines/r Schülers/in gegenüber dem katholischen Religionskurs ins Auge zu fassen, der in den öffentlichen Schulen in Polen organisiert wurde. Ein Ersatzunterricht in Moral oder Ethik war vorgesehen, aber nicht organisiert, weil Schüler/innen in ausreichender Zahl fehlten. Als Konsequenz fand sich dieser Schüler regelmäßig allein und ohne Aufsicht auf dem Gang der Schule.
 Für die Klageführer war eine derartige Situation des Verlassenseins einer Form psychologischer Belästigung gleichwertig. Für den Gerichtgshof führte die Tatsache, nicht positiv eine alternative pädagogische Einrichtung geschaffen zu haben, dazu, dieses Kind auf Grund seiner Überzeugungen zu stigmatisieren und zu diskriminieren, und das umso  schwerwiegender, weil die in diesen Kursen erreichten Noten in die Berechnung des schulischen Mittels eingingen (oder eingegangen wären). Auch wenn er zugibt, dass die Konvention nicht in sich ein absolutes Recht der Eltern auf systematische Organisation eines alternativen Ethikkurses garantiert, schließt der Gerichtshof trotzdem, dass die tatsächlich gewählte Möglichkeit eine Verletzung der Europäischen Konvention unter dem Titel der  Individualrechte des Schülers auf Ausübung seiner Überzeugungsfreiheit darstellt.

Wie kann man also reichere pädagogische Einrichtungen konstruieren, und bis zu welchem Punkt die wirkliche und praktische Begegnung der Weltanschauungen sicher stellen?

Das Problem ist beträchtlich und betrifft viele Initiativen in Kursen. Noch einmal drängt sich eine juristische Vorsicht auf, vielleicht von paradoxer Art, im Blick auf die internationalen Garantien der Menschenrechte. Das hat auf jeden Fall ein Urteil Folgero c. Norwegen gezeigt, das durch denselben europäischen Richter am 29. Juni 2007 ergangen ist.
 Norwegen ist darin verurteilt worden, weil es einen Kurs „Christentum, Religionen, Philosophien“ eingeführt hat, der trotz großer interweltanschaulicher Bemühungen und unterschiedlicher experimenteller pädagogischer Praktiken als Angriff auf die Gewissensfreiheit angesehen wurde (in ihrem spezifischen Schutz durch Art. 2 des Zusatzprotokolls I der Menschenrechtskonvention). Abgesehen vom Tadel einer versteckten, dominierenden  lutherischen Eigenart (was der Hauptpunkt des Urteils ist, was wir aber hier nicht besonders hervorheben werden
), betont der Gerichtshof die schädigenden Auswirkungen einer zu komplexen pädagogischen Zusammenstellung. Norwegen hatte im Bewusstsein um den Eindruck pädagogischer Erfahrungen duch den Besuch von Kultstätten und die (teilnehmende) Beobachtung von verschiedenen Riten Möglichkeiten zu punktuellen Freistellungen auf Wunsch der Eltern vorgesehen, hinsichtlich dieser oder jener speziellen pädagogischen Sitzung oder Erfahrung. Es war keine vollständige Freistellung vorgesehen, weil man glaubte, die innere Unterschiedlichkeit des Kurses mache ihn neutral oder zumindest ausgewogen und in globo nicht zu einem Angriff auf die Weltanschauungen der Student/inn/en. Für den Gerichtshof zieht dieses System der punktuellen Freistellungen zu viele Komplikationen und Schwierigkeiten in der Betreuung durch die Eltern nach sich. Mehr noch verstärkt die Art der Abfolge dieser Einrichtung ihre eindringenden Auswirkungen: weil es die punktuellen Interventionen der Eltern vervielfacht, Antrag um Antrag, ist das eine veritable, genaue Kartographie ihrer Überzeugungen, die Schritt für Schritt durch die Leerstellen aufgezeichnet würde.

Der Europäische Gerichtshof hält fest, dass „das norwegische Gesetz den Akzent auf die Weitergabe einer Kenntnis nicht nur des Christentums, sondern auch anderer Religionen und Philosophien der Welt gelegt hat. Es bestand auch auf der Förderung des Verständnisses, der Achtung und der Eignung zum Dialog zwischen Personen mit unterschiedlichem Glauben und unterschiedlichen Weltanschauungen. Dieser Kurs war entworfen worden, ein Kurs wie die anderen zu sein, der normalerweise alle Schüler/innen zusammenfassen muss, und nicht in der Form der Sonntagspredigt unterrichtet zu werden. Die unterschiedlichen Religionen und Philosophien mussten ausgehend von ihren eigentümlichen Kennzeichen vorgestellt werden, nach denselben pädagogischen Grundsätzen für den Unterricht der verschiedenen Inhalte.“ Dann gesteht der Gerichtshof zu, dass „die vorbereitenden Arbeiten aufscheinen lassen, dass der Gesetzgeber dachte, dass man besser zum angestrebten Ziel gelangen werde – Sektierertum vermeiden und den Dialog und das Verständnis zwischen den Kulturen begünstigen –, dank einer solchen Einrichtung wie vorgesehen, wo die Schüler/innen im Rahmen eines gemeinsamen Kurses zusammengefasst werden, eher als durch einen Mechanismus, der auf vollständige Freistellung und Trennung der Schüler/innen in unterschiedliche Inhalte studierende Gruppen gegründet ist“. Der Gerichtshof weist darauf hin, dass der Lehrplan „beinhaltete, dass die Schüler/innen hingeführt werden könnten, an « religiösen Aktivitäten » teilzunehmen, was im Besonderen Gebete, Psalmen, das Auswendiglernen religiöser Texte und die Teilnahme an Stücken religiöser Natur umfassen würde“. Nach dem Gerichtshof „kann man voraussetzen, dass die Tatsache der Teilnahme zumindest an einigen der in Frage kommenden Aktivitäten im Besonderen für die jungen Kinder
 derart war, ihren Geist derartig zu beeinflussen, dass sich eine Frage im Hinblick auf Art. 2 des Protokolls nr. 1 stellt“. Der Gerichtshof stellt im Speziellen fest, dass „für eine bestimmte Zahl von Aktivitäten, wie z.B. Gebete, gesungene Hymnen, Gottesdienste in der Kirche und schulische Theaterstücke, vorgeschlagen wurde, dass die Schüler/innen sich damit zufrieden geben sollten, dort als Zuschauer dabei zu sein, statt daran teilzunehmen und eingebunden zu werden. Die zugrunde liegende Idee war, dass die Freistellung, damit trotzdem die im Programm vorgesehenen Kenntnisse vermittelt würden, sich nur auf die Aktivität an sich und nicht auf die Kenntnisse beziehen würde, die auf dem Umweg dieser Aktivität beigebracht werden müssen.“
Aber all das war zu kompliziert geworden, und der Gerichtshof schloss ab mit der Einschätzung, dass „diese Unterscheidung zwischen Aktivität und Kenntnis nicht nur schwer anzuwenden sein musste, sondern wahrscheinlich in merkbarer Art und Weise den wirksamen Charakter des Rechts auf teilweise Freistellung als solches verringert hat. Außerdem konnten die Eltern auf einer rein praktischen Ebene ein Zögern feststellen, von den Professor/inn/en zu verlangen, die zusätzliche Last auf sich zu nehmen, die ein differenzieertes Unterrichten darstellte“. Der Gerichtshof urteilt schließlich, „dass der Mechanismus einer teilweisen Freistellung die betroffenen Eltern einer schweren Belastung und dem Risiko unterwerfen konnte, dass ihr Privatleben ungebührlich zur Schau gestellt werde und dass es Aussichten gebe, dass der entstehende Konflikt sie davon abbringe, solche Freistellungen zu verlangen“.

Man wird schließlich feststellen, dass das Argument zurückgewiesen wird, nach dem die unzufriedenen Eltern aus einem großzügig subventionierten Netzwerk privater Schulen Nutzen ziehen könnten. Für den Gerichtshof konnte diese Möglichkeit „den Staat nicht von seiner Pflicht befreien, den Pluralismus in den öffentlichen Schulen, die für alle offen sind, zu garantieren“ (§ 101).

Diese Rechtssprechung scheint beispielhaft für die Schwierigkeiten und Risiken einer vollen Anwendung von experimentellen pädagogischen Techniken bei interreligiösem Inhalt. Das Recht zerbricht hier einen Dialog, der sich zwischen Erfahrungspsychologie und Lernen des religiösen Interkulturellen als fruchtbar ankündigte. Zweifellos gab es, wie angedeutet, andere grundlegendere Vorwürfe gegen die norwegische Praxis, gegen die dominierende lutherische Eigenart, aber die Position der europäischen Rechtssprechung bleibt nicht weniger eine grundlegende normative Einschätzung dessen.

Die Situation ist umso komplexer, weil die durch ein Recht der Freistellung zugesicherte Alternative in den Augen des europäischen Richters nicht mehr genügen könnte. Wenn der Prozess Folgero gezeigt hat, dass zu komplizierte Freistellungen disqualifiziert werden können, gilt das ebenso für Einrichtungen der Freistellung, die — umgekehrt — zu wenig bereitgestellt werden, wie es das Urteil Grzelak gezeigt hat.

Schlussfolgerungen
Wäre also das Lernen der Unterschiedlichkeit nicht nur notwendig, sondern auch unmöglich?

Die Unterschiedlichkeit der Arten und Weisen, die Unterschiedlichkeitzu lernen, eine Art Pluralismus zweiten Grades, riskiert es offensichtlich, von denselben Vorwürfen gettroffen zu werden wie jede pluralistische Politik oder Pädagogik: nämlich dass die große Menge der zu ihrem guten Funktionieren notwendigen Bemühungen und Energien schnell übermäßig und unerreichbar scheint. 

Heißt das, dass das Lernen des Bürgerseins nicht über Formen der experimentellen Pädagogik von praktischer Interaktion zwischen den Weltanschauungen erfolgen kann? Dass nur ein enzyklopädischer kognitiver Zugang im besten Fall angestrebt werden könnte? Wenn man die Vorstellungskraft durch die Vervielfältigung guter Erfahrungen und guter Praxis
 anregt,  wird man zweifellos die zu rasche Entmutigung mancher vereiteln. 

� Mit « weltanschaulich » wir hier « convictionnel » übersetzt, ein Vokabel, durch das man einen Dialog der Religionen bezeichnet, der auf andere ganzheitliche Konzeptionen des Lebens und der Welt erweitert wird.


� Über das Erzeugen von Spannung mit einem philosophischen Zugang siehe unsere Ausführungen in L.-L. Christians, "Philosophie ou religion à l'école publique ? Approches juridiques d'un débat sur la diversité éthico-religieuse et culturelle en Europe", in Groupe Martin V, Religions, morales et philosophie à l'école. Comment penser ensemble?, Louvain-la-Neuve, Presses universitaires de Louvain, 2004, S. 15-23. Über die Lage im belgischen Recht, L.-L. Christians, "Enseignement et religions en Belgique", Religions and Public Law, European Review of Public Law, 17/1, 2005, pp. 245-275; X. Delgrange, “La neutralité de l'enseignement en communauté française”, Administration publique trimestrielle, 2007-2008, S. 119-160.


� Siehe z.B. I. Ter Avest, D.P. Josza, Th. Knauth, J. J. Roson, G. Skeie (eds), Dialogue and Conflict on Religion. Studies of Classroom Interaction in European Countries,  Münster, New York, Waxmann, 2009.


� Das wachsende Interesse der öffentlichen Machthaber gegenüber verschiedenen Formen interreligiösen Zugangs zeigt sich übrigens nicht nur im Unterricht, sondern auch in verschiedenen sozio-politischen Einrichtungen eines aktiven Pluralismus oder der Beteiligung von Bürgern vieler Weltanschauungen. Siehe z.B. unsere Ausführungen in P. De Pooter und L.-L. Christians (Hg.), Dialogue and concertation between philosophies of life/religions and the public authorities in Europe Challenges and limits of new forms of governance, Bruxelles, Larcier, 2011 (erscheint demnächst) ; L.-L. Christians, "Religions et délibération publique : les enjeux d'un nouveau dialogue avec les Eglises dans le Traité de Lisbonne", in A. Borras (dir.), Délibérer en Eglise. Hommage à Raphaël Collinet, Bruxelles, Lessius, 2010, S. 265-283. Ich werde im vorliegenden Text die Hypothese einer Verbindung zwischen den innerhalb von Unterrichtsanstalten vorbereiteten Lehrplänen und neuen Einrichtungen des Zusammenhalts vertreten, die in der Zivilgesellschaft anzuwenden sind. Von diesem Standpunkt aus kann eine gemeinsame Frage  an verschiedene Initiativen gestellt werden, wenn man die Besonderheit jeder der Einrichtungen in ihren Zielrichtungen und ihren Zielgruppen berücksichtigt. 


� @@


� Bei einem interaktiven Zugang können sich die klassischen Spannungen zwischen theologischen Zugängen und religionswissenschafltichen Zugängen nicht mehr in binärer Weise durch gegenseitiges Ausschließen lösen, sondern im Gegenteil durch ihr Eintreten in eine wirksame Beziehung. Vgl. S. Mancini, « Imaginaires de la diversité culturelle et permanence du religieux », Diogène 4/2008 (n° 224), S. 3-20 (der das Abstandhalten der theologischen Zugänge bestätigt), und H. Coward, "Taking its interdisciplinary heritage seriously: The future of Religious Studies in Canada", Studies in Religion/Sciences Religieuses, September 2006, 35, S. 403-412 (der neue Formen von Interaktionen aufzeigt).


� Siehe die Hinweise Anmerkung 2 und auch z.B. P. Floris, "Laicità e collaborazione a livello locale. Gli equilibri tra fonti centrali e periferiche nella disciplina del fenomeno religioso" Rivista telematica Stato, Chiese e pluralismo confessionale, www.statoechiese.it, 2010, oder wiederum Timmerman, Chr., Segaert, B., How to conquer the barriers to intercultural Dialogue, Bruxelles, Bern, Berlin, Peter Lang, Gods, Humans and Religions, Band 5, 2004.


� Boettcher, J.W., "Habermas, religion and the ethics of citizenship”, Philosophy & Social Criticism, 2009, Band 35, S. 215 - 238.


� Als Einführung siehe H. Pourtois, "Morale de la reconnaissance et diversité culturelle", in J.M. Chaumont und H. Pourtois (Hg.), Souffrance sociale et attentes de reconnaissance. Autour du travail d'Axel Honneth, Sondernummer der Zeitschrift Recherches sociologiques, 1999/2, S. 43-56.


� Entsprechend der Struktur des angestrebten Unterrichts.


� C. Brocal, "Entre les devoirs de l'Etat et la liberté des parents, il y a le droit à l'instruction des enfants. Analyse de la jurisprudence de l'art. 2, première phrase, du premier protocole additionnel de la CEDH", CPDK- Chroniques de droit public, 2005, S. 50-76; C. Brocal, "L'éducation des parents sous contrôle démocratique. Analyse de la jurisprudence de l'art. 2, seconde phrase, du premier protocole additionnel de la CEDH", CPDK - Chroniques de droit public, 2005, S. 494-514.


� Siehe in politischer Philosophie J.M. Ferry, La religion réflexive, Paris, Cerf, 2010 ; in Religionswissenschaften siehe z.B. P. Gisel, J.M. Tetaz (eds), Théories de la religion, Genève, Labor et Fides, 2002.


� EGMR, 7. Dezember 1976, Kjeldsen, Busk Madsen und Pedersen c. Dänemark, Serie A n° 23, www.echr.coe.int. Dasselbe Argument war ebenso von der Europäischen Kommission in ihrer Entscheidung über die Unzulässigkeit Sluijs c. Belgique, vom  9. September 1992, req. n°17568/90, im Bezug auf das belgische System von Kursen für Religion und Moral wieder aufgenommen worden.


� EGMR, 3. November 2009, Lautsi c. Italie, n° 30814/06, www.echr.coe.int ; siehe gegenteilige Kommentare  C. MATHIEU, S. GUTWIRTH und P. DE HERT, “Liberté religieuse : vers un devoir de neutralité de l'Etat dans l'enseignement public ? (mit Bezug auf die Angelegenheit Lautsi)”, Journal de droit européen, 2010, S. 133-139 und S. MANCINI & M. ROSENFELD, “Unveiling the Limits of Tolerance: Comparing the Treatment of Majority and Minority Religious Symbols in the Public Sphere”, Cardozo Legal Studies Research Paper, 2010, n° 309.


� § 55 des zitierten Urteils.


� Dem Verbot der absichtlichen Indoktrinierung in den verpflichtenden öffentlichen Lehrgängen hat die Rechtssprechung ebenso die Proselytenmacherei durch Unvernunft oder Mangel an Unterscheidungsvermögen gleichgestellt. Siehe EGMR 9. Oktober 2007, Hasan et Eylem Zengin c. Turquie, n°1448/04 : „(…) wenn in der Vergangenheit die Organe der Konvention einen Unterricht, der Informationen über die Religionen erteilte, nicht als der Konvention widersprechend beurteilt haben, haben sie minutiös festgestellt, ob die Schüler/nnen verpflichtet waren, an einer Form religiösen Kultes teilzunehmen oder ob sie irgendeiner religiösen Indoktrinierung ausgesetzt waren. Im selben Zusammenhang stellen die Möglichkeiten zur Freistellung ebenso ein zu berücksichtigendes Element dar (Anna-Nina Angeleni c.Suède, no 10491/83, Entscheidung der Kommission vom 3. Dezember 1986, Décisions et rapports (DR) 51, S. 41; Zénon Bernard c. Luxembourg, no 17187/90, Entscheidung der Kommission vom 8. September 1993, DR 75, S. 57 ; C.J., J.J.und E.J. c. Pologne, no 23380/94, Entscheidung der Kommission vom 16. Jänner 1996, DR 84, S. 46). Sicher können Missbräuche in der Art und Weise entstehen, wie diese Schule oder jener Lehrer die in Geltung stehenden Texte anwendet, und es obliegt den zuständigen Autoritäten, mit der größten Sorge zu wachen, dass die religiösen und philosophischen Überzeugungen der Eltern nicht auf dieser Ebene durch Unvernunft, Mangel an Unterscheidungsvermögen oder unangebrachte Proselytenmacherei verletzt werden (…)“ (§53).


� Die Weigerung des Gerichtshofs, die nationale Unterschiedlichkeit der Begriffe von Neutralität zu berücksichtigen, die nämlich mit den sozio-kulturellen Zusammenhängen in differenzierter Entwicklung verbunden sind, hat unterschiedliche, speziell diplomatische Reaktionen hervorgerufen: Prinzipien, die von den Gesellschaften Nordwesteuropas als von Natur aus universal wahrgenommen werden, werden im Süden oder im Osten als ein kulturell voreingenommenes Eindringen betrachtet. Eine nahe Zukunft wird sagen, ob die Große Kammer des Gerichtshofs diese Analyse bestätigt oder nicht.


� § 47c des zitierten Urteils.


� EGMR 15. Juni 2010, Grzelak c. Pologne, n° 7710/02.


� Der Gerichtshof stellt ebenso fest, dass der Religionsunterricht mitten am Tag erteilt wird, was den/die freigestellte/n Schüler/in daran hindert, sich nach Hause zu begeben.


� EGMR (Große Kammer) 29, Juni 2007, Folgero c. Norvège, n°15472/02 (mit abweichender Meinung von 8 von 17 Richtern). Dieses Urteil hat eine gewaltige Literatur hrvorgerufen. Siehe vor allem M.G. Belgiorno de Stefano, L’insegnamento della religione sotto il controllo della Corte Europea dei Diritti umani [ECHR Folgero case], Revista telematica Stato, Chiese e Pluralismo confessionale www.statoechiese.it, 2008;; L.-L. Christians, P. De Pooter, S. Minette, “Chronique de Jurisprudence de la Cour Européenne des droits de l'homme”, Annuaire Droit et Religions 2009-2010, Band 4, Aix-Marseille, PUAM, 2010, S. 633-663, sowie S.  655-660; P. Ducolombier, « Folgero v. Norway : Dispensation from religious education : from the United Nations Human Rights Committee to the European Court of Human Rights », European Human Rights Law Review, 2008, S. 396-397; G. Gonzalez, "Des difficultés de combattre objectivement l'inculture religieuse. CEDH Folgero et autres c. Norvège", Revue trimestrielle des droits de l’homme 73/2007, S. 251; M. Parisi, "Insegnamento religioso, neutralità dell'istruzione pubblica ed educazione ala cittadinanza democratica: il caso Folgero contro Norvegia, Quaderni di diritto e politica ecclesiastica, 2009, III, S. 729-748; P. Slotte, “Waving the 'Freedom of Religion or Belief'. Card, or Playing It Safe: Religious Instruction in the Cases of Norway and Finland [ECHR Folgero Case]”, Religion and Human Rights, March 2008, S. 33-69.


� Für den Gerichtshof könnte die Tatsache, dass die Kenntnis des Christentums einen wichtigeren Platz im Lehrplan als die Kenntnis anderer Kulte und Religionen einnimmt, „in sich nicht als ein Eingriff in die Prinzipien des Pluralismus und der Objektivität gelten, der als eine Indoktrinierung analysiert werden könnte“,  da der Platz des Chrsitentums in der norwegischen Geschichte fest steht. Das ergibt sich aus dem Spielraum der Würdigung durch den Staat (§89). Aber der Gerichtshof stellt fest, dass abgesehen von quantitativen Aspekten qualitative Unterschiede den Unterricht über das Christentum von dem über die anderen Religionen und Philosophien unterschieden. Der Gerichtshof bezweifelt, dass diese Ungleichheiten durch eine abstrakte Verpflichtung, „den Dialog zu fördern“ oder auch „eine gemeinsame Pädagogik zu verwenden“, abgeschwächt werden könnten. (§ 95).


� Die Verletzbarkeit junger Kinder wurde schon vom EGMR in seiner Entscheidung vom 15. Februar 2001 unterstrichen, Dahlab c. Suisse, no 42393/98 (Tragen eines islamischen Schleiers durch eine Lehrerin).


� Siehe z.B. in Belgien die Meinung des Staatsrats nr. 48023/AG vom 20. April 2010, bezüglich einer Aussage des Dekrets “modifiant l’article 5 du décret du 31 mars 1994 définissant la neutralité de l’enseignement de la Communauté et l’article 6 du Décret du 17 décembre 2003 organisant la neutralité inhérente à l’enseignement officiel subventionné et portant diverses mesures en matière d’enseignement”, Doc. Parlement Communauté française, nr. 24 (2009-2010), nr. 1 und nr. 2. 
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